
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 03.11.2025 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 610-12/001 8.Änd.FNP2030 

Vorlage: 001/2025/0156 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Planung und Bauwesen Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz 

27.11.2025 1 Öff.    

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

04.12.2025 1.1 Öff.    

 
    

 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Bauleitplanverfahren 8. Änderung des Flächennutzungs-
planes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park);  
A) Beratung und Beschlussfassung über die eingegangenen Stellungnahmen aus der 
förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2  
BauGB; Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB  
B) Beschlussfassung über die 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 (Feststel-lungs-
beschluss)  
C) Vorlage zur Genehmigung nach § 6 Abs. 1 BauGB 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A)  
Der vorberatende Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt/der Verbandsgemeinderat be-
schließt die Abwägung der aus der förmlichen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung gemäß § 3 Abs. 
2 und § 4 Abs. 2 BauGB vorgebrachten Stellungnahmen gemäß Anlage 1. 
 
B) 
Der vorberatende Ausschuss für Planung und Bauwesen empfiehlt/der Verbandsgemeinderat be-
schließt die als Anlage 2 beigefügte 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum 
und Gewerbe im Rhein-Selz-Park, Maßstab 1:5000). Die Begründung (Anlage 3) wird gebilligt. 
 
C) 
Nach mehrheitlicher Zustimmung der Ortsgemeinden zur 8. FNP-Änderung gemäß § 67 Abs. 2 GemO 
i.V.m. 203 Abs. 2 BauGB wird die Verwaltung beauftragt, die 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 
2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) der höheren Verwaltungsbehörde zur Ge-
nehmigung vorzulegen (§ 6 Abs. 1 BauGB) und anschließend die Erteilung der Genehmigung zur des-
sen Wirksamkeit ortsüblich bekannt zu machen (§ 6 Abs. 5 BauGB). 
 
 
  



 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:       

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Name) 
Haushaltsachbearbeiter/in 

 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Starck)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
ZU A)  
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hatte in seiner Sitzung am 6. Juni 2024 
die Aufstellung der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe 
Rhein-Selz-Park) für die ehemaligen Militärstandort ‚Anderson Barracks & Housing Dexheim‘ in der 
Stadt Nierstein beschlossen. Ziel der vorbereitenden Planung ist die Ansiedlung eines großflächigen 
Rechenzentrums sowie von ergänzenden gewerblichen Nutzungen. Die bisherige Darstellung als Son-
derbaufläche „Offroad – Unterkunft/Freizeiteinrichtungen – Veranstaltung“ gemäß der geltenden 1. 
Änderung des Flächennutzungsplans im südöstlichen Teil soll durch die vorliegende Planung in ge-
werbliche Bauflächen geändert werden. Die Konkretisierung der gewerblichen Nutzungen in dem Be-
reich bleibt dem künftigen Bebauungsplanverfahren vorbehalten. 
 
Der Planentwurf zur 8. Änderung des FNP wurde parallel zum Bebauungsplanverfahren „Rhein-Selz-
Park, II/Rechenzentrum“ aufgestellt und zum Gegenstand einer frühzeitigen Beteiligung sowie einer 
förmlichen Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung gemacht. Zum Planentwurf gingen lediglich 5 Stel-
lungnahmen aus der Öffentlichkeit und von den beteiligten 66 Träger öffentlicher Belange (33 Behör-
den und 33 Ortsgemeinden/Nachbargemeinden) nur 11 Stellungnahmen mit Anregungen, Hinweisen 
ein. Ein Großteil der Hinweise betraf die Ebene des Bebauungsplans bzw. die Genehmigungsebene, 
etwa die Umsetzung des Entwässerungskonzepts, der Umgang mit Starkregenereignissen, die Abwär-
menutzung und die Nutzung erneuerbarer Energien, die Höhenbegrenzung bei den Schornsteinen. Fra-
gen der Ortsgemeinden (etwa zur Entwässerung, zu Immissionen und etwaigen Blendwirkungen durch 
Photovoltaikanlagen auf den Dächern und Fassaden) konnten durch Erläuterungen der Fachgutachter 
geklärt werden. Die Inhalte der im Rahmen der Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung eingegangenen 
Stellungnahmen sind mit den Abwägungsvorschlägen in der Abwägungstabelle (Anlage 1) im Einzelnen 
dargestellt.  
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Vom Ergebnis der Abwägung sind diejenigen, die Stellungnahmen abgegeben haben, zu unterrichten. 
Die Mitteilung bzw. Einsichtnahme soll spätestens nach Inkrafttreten der Flächennutzungsplanände-
rung erfolgen bzw. ermöglicht werden.  
 
Zu B) 
Keine der Stellungnahmen aus der Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung erfordert eine Änderung 
der Planung. Aufgrund der Hinweise gab es lediglich punktuelle Ergänzungen in der Planbegründung, 
so dass der Feststellungsbeschluss gefasst werden kann. 
 
Der Feststellungsbeschluss bedarf gemäß § 67 Abs. 2 GemO der Zustimmung der verbandsangehöri-
gen Ortsgemeinden/Städte. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn mehr als die Hälfte der Ortsgemein-
den/Städte zugestimmt hat und in diesen mehr als zwei Drittel der Einwohner der Verbandsge-
meinde wohnen. Diese Voraussetzungen sind bereits erfüllt. 
 
Zu C) 
Die 8. Änderung des Flächennutzungsplans ist der höheren Verwaltungsbehörde gemäß § 6 Abs. 1 
BauGB zur Genehmigung vorzulegen. Die Genehmigung ist anschließend gemäß § 6 Abs. 5 ortsüblich 
bekannt zu machen. Mit der Bekanntmachung der Genehmigung tritt die 8. Flächennutzungsplanän-
derung in Kraft. 
 
Anlage 1: Auswertung der Stellungnahmen aus der Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung nach §§ 3 

Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB (Abwägungstabelle);  
Anlage 2: Planzeichnung zur 8. FNP-Änderung (Maßstab 1:5000, Stand: Oktober 2025) 
Anlage 3: Begründung zur 8. FNP-Änderung (Stand: Oktober 2025) 
 
Aus Gründen des kommunalen Beitrags zum Umweltschutz, stehen die genannten Anlagen im Sit-
zungsdienstprogramm als Download zur Verfügung. 
 
  
 
 


